
            

- Schiedsgericht des Deutschen Schachbunds e. V.   - 
 

 

In dem Rechtsstreit 

 

(1) des Berliner Schachverbands e. V., 
vertreten durch seinen Präsidenten Herrn Paul Meyer-Dunker, 

 

(2) des Badischen Schachverbands e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten, Dr. Christoph Mährlein, 

 

(3) des Deutschen Fernschachbunds e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Manfred Scheiba, 

 

(4) des Hamburger Schachverbands e. V., 

vertreten durch seinen 1. Vorsitzenden Klaus-Jürgen Herlan, 

 

(5) des Schachverbands Schleswig-Holstein e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Dirk Martens, 

 

(6) des Bayerischen Schachbunds e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Ingo Thorn, 

 

(7) des Niedersächsischen Schachverbands e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Michael S. Langer, 

 

(8) des Thüringer Schachbunds e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Daniel Meitzner, 

 

(9) des Landesschachbunds Brandenburg e. V., 

vertreten durch seinen Präsidenten Michael Fuhr, 

 

Antragsteller, 

 

gegen  

 

den Deutschen Schachbund e. V. (DSB), 

vertreten durch seine Präsidentin Frau Ingrid Lauterbach, 

 

Verfahrensbevollmächtigter: Herr Thomas Strobl, Bundesrechtsberater, 

 

Antragsgegner, 

 

 

wegen Einberufung eines außerordentlichen Bundeskongresses 
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hat das Schiedsgericht des DSB durch den Vorsitzenden Norbert Sprotte und die Beisitzer 

Dennis Bastian und Michael Busse am 20.03.2026 im schriftlichen Verfahren (Eilverfahren) 

beschlossen: 

 

1. Der DSB wird verpflichtet, unverzüglich und unter Beachtung der in § 17 II 2 der 

Satzung bestimmten Fristen einen außerordentlichen Bundeskongress einzuberufen. 

 

2. Im Übrigen wird der Antrag abgewiesen. 

 

3. Die Kostenentscheidung bleibt dem Hauptsacheverfahren vorbehalten. 

 

Gründe: 

 

I. Der im ersten Halbjahr 2026 turnusgemäß tagende Hauptausschuss des Bundes (vgl. § 23 I 3 

der Satzung) ist für den 16.05. einberufen. 

 

Vorangegangen war Ende November 2025 die sog. Berliner Erklärung, in welcher die Präsi-

denten der in der Antragstellerliste unter Zf. (1), (6) und (7) angeführten Landesverbände mit 

der Präsidentin und dem Vizepräsidenten Finanzen des Antragsgegners vereinbart hatten, 

einen außerordentlichen Kongress nicht, wie ursprünglich vorgesehen, im Februar, sondern 

erst im August 2026 abzuhalten; die Präsidentin hatte in der Erklärung ihren Rücktritt für 

spätestens diesen Zeitpunkt (August 2026) zugesagt.  

 

Am 14.02.2026 erklärte der Vizepräsident Finanzen seinen Rücktritt vom Amt zum Ende des 

Monats März 2026. 

 

Mit beim Antragsgegner am 19.02.2026 eingegangenem Schreiben haben die in der Liste der 

Antragsteller zu Zf. (1) bis (5) angeführten Verbände beantragt, die Hauptausschusstagung 

vom 16.05.2026 in einen außerordentlichen Bundeskongress umzuwandeln und als solchen 

durchzuführen. 

 

Diesen Antrag hat die Präsidentin des DSB mit Schreiben vom 04.03.2026 als unzulässig 

zurückgewiesen und für den im August in Aussicht genommenen Kongress konkret den 

08.08.2026 als geplanten Termin benannt. 

 

Die Antragsteller sehen sich durch diese Entscheidung in ihren nach den gesetzlichen 

Bestimmungen und nach der Satzung garantierten Mitgliedsrechten verletzt. 

 

Sie beantragen  

im Eilverfahren anzuordnen, 

 

gemeinsam ermächtigt zu werden, nach dem Inhalt des Antrages vom 19.02.2026 unverzüg-

lich, spätestens aber binnen zwei Monaten nach Antragsstellung zu einem außerordentlichen 

Bundeskongress des DSB einzuberufen, der dann spätestens binnen zwei Monaten nach Ein-

berufung stattzufinden habe; 

 

hilfsweise beantragen sie 
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im Eilverfahren anzuordnen, 

 

die Präsidentin des DSB zu verpflichten, gemäß dem Antrag vom 19.02.2026 zu einem außer-

ordentlichen Bundeskongress zu laden, der spätestens binnen vier Monaten nach Antrag-

stellung stattzufinden habe; der Antragsgegner sei zu verpflichten, diese Verpflichtung der 

Präsidentin zur Ladung zu dulden. 

 

 

Der Antragsgegner beantragt, 

 

die Anträge kostenpflichtig zurückzuweisen. 

 

Er rügt vorab, dass von den Antragstellern nicht die erforderliche Verfahrensgebühr gezahlt 

worden sei. 

Im Weiteren trägt er vor: 

Die Präsidentin habe den Antrag der fünf Verbände vom 19.02.2026 zurückweisen müssen, 

da, wie § 17 II der Satzung bestimme, ein außerordentlicher Kongress auf Minderheits-

verlangen nur dann einberufen werden dürfe, wenn nicht innerhalb von sechs Monaten bereits 

ein außerordentlicher Kongress vorgesehen sei. 

Gerade das aber sei in Anbetracht des für den Monat August vorgesehenen Kongresses der 

Fall. 

Im Übrigen stehe § 17 II der Satzung nicht in Widerspruch zu § 37 I BGB, da die Satzungs-

bestimmung lediglich den zeitlichen Rahmen aufzeige, bei dessen Nichteinhaltung das Ver-

langen auf Einberufung eines außerordentlichen Kongresses rechtsmissbräuchlich sei. 

 

Rechtsmissbräuchlich sei auch das Verhalten des Antragstellers zu (1), da er sich in der sog. 

Berliner Erklärung (s. o.) verpflichtet habe, auf die Beantragung eines vor dem August 2026 

durchzuführenden außerordentlichen Kongresses zu verzichten. Daher sei seine Unterschrift 

unter den Antrag unwirksam, mit der Konsequenz, dass nicht die erforderlichen fünf, sondern 

nur vier Verbände an der Antragstellung beteiligt seien. 

 

Ferner seien die Anträge auch deswegen zurückzuweisen, weil die Antragsteller zu keinem 

Zeitpunkt Grund und Zweck des beantragten Kongresses benannt hätten. 

 

Hinzu komme, dass sie keinen Anspruch auf Durchführung des Kongresses zu einem be-

stimmten Termin hätten. Hier verhalte es sich so, dass das für die Tagung des Haupt-

ausschusses am 16.05.2026 vorgesehene Tagungshotel die für einen Kongress benötigten 

größeren Räumlichkeiten nicht zur Verfügung stellen könne. 

 

Schließlich komme ein vor dem August stattfindender außerordentlicher Kongress zur Unzeit, 

da die Gefahr bestehe, dass ausgerechnet während des im Juli in Dresden stattfindenden 

Meisterschaftsgipfels der Bund ohne bzw. ohne eingespieltes Präsidium dastehe. 

 

Wegen des weiteren Vortrags der Parteien wird auf den Inhalt ihrer dem Schiedsgericht per 

E-Mail bzw. E-Mail-Anhang unterbreiteten Schriftsätze Bezug genommen. 

Die Bezugnahme gilt gleichermaßen für die bereits veröffentlichte Kurzfassung der 

Entscheidungsgründe. 
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II. Während der im Eilverfahren gestellte Hauptantrag zurückzuweisen war, hat der hilfsweise 

gestellte Antrag Erfolg. 

 

1. Der im Eilverfahren gestellte Hauptantrag ist unzulässig.  

Die Entscheidung insoweit entzieht sich der Zuständigkeit des Schiedsgerichts, denn die 

Befugnis, die beantragte Ermächtigung auszusprechen, ist, wie sich aus § 37 II BGB ergibt, 

ausschließlich dem Amtsgericht vorbehalten.  

Das ist im vorliegenden Fall das Amtsgericht Charlottenburg, weil dieses das Register für den 

Bezirk führt, in welchem der Antragsgegner seinen Sitz hat. 

Dem eindeutigen Wortlaut des § 37 II BGB ist wenig hinzuzufügen; als reines Vereinsorgan 

ist es dem Schiedsgericht verwehrt, sich an die Stelle des staatlichen Gerichts zu setzen. 

Dessen unmittelbarer Anrufung durch die Antragsteller hätte die Satzung im Übrigen nicht 

entgegengestanden. 

 

2. Dem Hilfsantrag hingegen war stattzugeben.  

 

a) Die Zuständigkeit des Schiedsgerichts ergibt sich vorliegend, da eine Satzungsverletzung 

geltend gemacht wird, aus § 33 I Nr. 1 der Satzung; daneben handelt es sich auch um einen 

Streitfall i. S. v. § 33 I Nr. 2 der Satzung. 

Als Mitgliedsorganisationen des Bundes sind die Antragsteller berechtigt, das Schiedsgericht 

anzurufen (§ 34 I der Satzung). 

Die Anrufung ist auch zulässig i. S. v. § 34 II der Satzung, weil die Antragsteller geltend 

machen, in ihren Interessen nachteilig betroffen zu sein. 

 

b) Inzwischen ist auch die Zahlung der Verfahrensgebühr erfolgt. 

Das Schiedsgericht kann daher offenlassen, ob die Nichtzahlung der Gebühr deswegen 

unschädlich gewesen wäre, weil die Zahlungsverpflichtung in den Ordnungswerken des 

Bundes nicht veröffentlicht ist. 

 

c) Auch die Voraussetzungen dafür, gemäß § 36 III der Satzung i. V. m. Nr. 8 der Schieds-

gerichtsordnung im Eilverfahren zu entscheiden, liegen vor.  

Im Hinblick auf die bereits für den 16.05.2026 anberaumte Tagung des Hauptausschusses ist 

der Fall eilbedürftig; sie stellt klar, dass diese Tagung als außerordentlicher Bundeskongress 

durchgeführt werden kann. 

Die Eilentscheidung dient zudem der Rechtssicherheit, weil sie verhindert, dass sich aufgrund 

fehlerhaften Rechtsverständnisses die Verletzung gesetzlich gewährter Mitgliedsrechte im 

Bund durchsetzt. 

 

d) Der Antrag richtet sich im jetzigen Stadium des Verfahrens gegen den Verein1, also den 

DSB. 

Dahingehend konnte das Schiedsgericht die im Antrag abweichende Formulierung („Präsi-

dentin“) auslegen, da aus dem weiteren Vortrag der Antragsteller hervorgeht, dass sie den 

Antragsgegner zutreffend bezeichnen und es in der Praxis die Präsidentin sein wird, die die 

angeordnete Verpflichtung ausführt (vgl. § 17 I 2 der Satzung). 

 
1 vgl. Leuschner in MüKo BGB, 25. Aufl., Rn. 6 zu § 37; Reichert/Scheuch, Vereinsrecht, 15. Aufl., Kap. 4, 

Rz. 616 
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e) Der Hilfsantrag ist auch begründet. 

 

Denn auf den Antrag der fünf Verbände vom 19.02.2026 war die Einberufung eines außer-

ordentlichen Bundeskongresses zwingend geboten. 

Dies ergibt sich aus § 37 I BGB. Dieser lautet: 

 

„Die Mitgliederversammlung ist zu berufen, wenn der durch die Satzung bestimmte Teil … 

der Mitglieder die Berufung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt.“ 

 

§ 37 BGB ist, wie es sich aus § 40 BGB ergibt, zwingendes Recht, das ggf. entgegenstehen-

des Satzungsrecht verdrängt. 

Solches besteht in Teilen der Bestimmung des § 17 II 1 der Satzung. Dieser lautet: 

 

„Ein Bundeskongress muss einberufen werden, wenn das spätestens sechs Monate vor dem 

nächsten vorgesehenen Kongress der Hauptausschuss oder das Präsidium durch Beschluss 

oder mindestens fünf Mitgliedsorganisationen verlangen (Außerordentlicher Bundes-

kongress)“. 

 

§ 17 II 1 der Satzung verstößt insoweit gegen übergeordnetes Recht, als er die Einberufung 

der Mitgliederversammlung dann nicht für erforderlich erachtet, wenn innerhalb der nächsten 

sechs Monate ein Kongress vorgesehen ist. 

Für den vorliegenden Fall muss damit auch nicht entschieden werden, ob die Planung oder die 

Ankündigung eines Kongresses für den Monat August 2026 das Tatbestandsmerkmal des 

„Vorgesehen“-seins erfüllt. 

Denn nach ganz einhelliger Ansicht ist auf das Verlangen der (ausreichenden) Minderheit die 

Mitgliederversammlung unverzüglich2 bzw. in angemessener Frist3 einzuberufen, wobei dem 

Verein, was bereits eine großzügige Auslegung darstelle, maximal eine Frist von ein bis zwei 

Wochen zuzubilligen sei4. 

Eine Versammlung, die, ohne förmlich einberufen zu sein, ein halbes Jahr später stattfinden 

soll, genügt diesem Erfordernis bei Weitem nicht.5 

 

Lediglich ergänzend sei bemerkt, dass die den Antrag ablehnende Entscheidung der Präsidentin vom 

04.03.2026 selbst dann unhaltbar wäre, gäbe es die Bestimmung des § 37 I BGB nicht bzw. wäre sie 

dispositives Recht. Denn, anders als es die Antragsgegnerseite auch jetzt noch vertritt, beinhaltet § 17 

II 1 der Satzung für den Fall eines bereits vorgesehenen Kongresses keineswegs das Verbot, statt des 

vorgesehenen einen früheren Kongress einzuberufen. 

 

Auch die anderen vom Antragsgegner vorgebrachten Einwendungen gegen das Begehren der 

Minderheit dringen nicht durch. 

 

So ist das gesetzlich für den Zugang zum Gericht erforderliche Quorum, hier: fünf Mitglieds-

verbände, vgl. § 37 I BGB i. V. m. § 17 II 1 der Satzung, erfüllt. 

 
2 vgl. Leuschner aaO, Rn. 8 mwN; Reichert/Scheuch aaO, Rz. 615 
3 vgl. Stöber/Otto, Handbuch zum Vereinsrecht, 12. Aufl., Rz. 815 

4  vgl. Reichert/Scheuch aaO, Rz. 610 
5  zum Ganzen vgl. OLG Hamm, Beschl. v. 05.09.2024 – 27 W 73/24, juris 
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Zwar dürfte die herrschende Ansicht dahin gehen, dass der Zugang zum Gericht von den-

jenigen Verbänden betrieben werden muss, die bereits an der ursprünglichen Antragstellung 

beteiligt waren6, sodass die Antragsteller nicht anführen könnten, dass sich noch weitere vier 

Verbände ihrem Begehren angeschlossen haben. 

 

Aber dessen bedarf es auch nicht.  

Denn der Antragsteller zu (1) hat durch seine Beteiligung an der sog. Berliner Erklärung 

(s. o.) die Berechtigung zur Antragstellung nicht verloren. 

Dies ergibt sich bereits aus dem Inhalt der Erklärung, die an keiner Stelle einen für alle Fälle 

geltenden Verzicht auf die Beantragung eines außerordentlichen Kongresses enthält; verzich-

tet wurde ausdrücklich nur auf die Durchführung eines außerordentlichen Kongresses im 

Februar 2026. Hier kommt noch hinzu, dass durch den für Ende des Monats März 2026 

angekündigten Rücktritt des Vizepräsidenten Finanzen, ein Mitunterzeichner der Berliner 

Erklärung auf der Seite des DSB, eine wesentliche und in der sog. Berliner Erklärung gar 

nicht vorgesehene Änderung der Situation eingetreten ist. 

 

Der Antragsgegner kann sich auch nicht darauf berufen, dass die Gegenseite Zweck und 

Gründe ihres Verlangens nicht benannt hätte. 

Ihr gesamter Vortrag kann nicht anders gewürdigt werden, als dass mit der Einberufung eines 

außerordentlichen Kongresses den Mitgliedern Befugnisse eingeräumt werden, die dem 

Hauptausschuss satzungsgemäß nicht zustehen; namentlich ist dies die Neuwahl des gesamten 

Präsidiums, vgl. §§ 18 Nr. 6, 25 I Nr. 3 der Satzung. 

Dass das Verlangen der Antragsteller rechtsmissbräuchlich wäre, vermag das Schiedsgericht 

nicht zu erkennen. Die Notwendigkeit von Neuwahlen wird nachvollziehbar mit dem Rück-

tritt des Vizepräsidenten Finanzen und den innerhalb des „Rest“-Präsidiums zutage getretenen 

Meinungsverschiedenheiten begründet.  

Weiterhin stellt es eine anzuerkennende Begründung des Antrags auf Durchführung nur des 

Kongresses dar, dass die Durchführung sowohl einer Tagung des Hauptausschusses als auch 

eines Bundeskongresses innerhalb kurzer Zeit bei der im Bund bestehenden Finanzlage kaum 

zu rechtfertigende zusätzliche Kosten verursache. 

 

Auch der Einwand, den Antragstellern stehe hinsichtlich der Mitgliederversammlung kein 

Recht auf einen konkreten Termin zu, greift zu Gunsten des Antragsgegners nicht durch. 

In dem gegenständlichen Verfahren haben die Antragsteller keinen konkreten Termin ver-

langt; das Schiedsgericht wiederum hat lediglich darauf hingewiesen, dass die Tagung vom 

16.05.2026 als außerordentlicher Kongress durchführbar ist. 

Dass dafür das vorgesehene Tagungshotel keine genügenden Räumlichkeiten zur Verfügung 

stellen könne, ist für die vom Schiedsgericht vorzunehmende rechtliche Prüfung ohne Bedeu-

tung; zudem wird der Einwand nicht belegt. 

 

Auch das Argument, ein vorgezogener Kongress komme wegen des im Monat Juli statt-

findenden Schachgipfels „zur Unzeit“, muss das Schiedsgericht dahinstehen lassen, da es die 

Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit der Versammlung solange nicht prüft, wie - was aus-

geführt worden ist - Rechtsmissbrauch durch die Antragstellung nicht festzustellen ist7. 

 
6  vgl. OLG Frankfurt OLGZ73, 137; Leuschner aaO, Rn. 6; Reichert/Scheuch aaO, Rz. 618; so wohl auch: KG 

BeckRS 2020, 11640 m. zust. Anm. Nentwig, GWR 2021, 11 
7  allgem. Ans., vgl. dazu: KG aaO; Leuschner aaO, Rn. 8; Stöber/Otto aaO, Rz. 818 
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Nach alldem musste das Schiedsgericht wie erkannt entscheiden. 

 

 

 

 

Sprotte                                                        Bastian                                                         Busse 

 


